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Das Thema »Online-Bürgerbeteiligung 
an der Parlamentsarbeit« wurde durch 
die Arbeit der Enquete-Kommission 
»Internet und digitale Gesellschaft« des 
17. Deutschen Bundestages (kurz: Inter-
net-Enquete) in den Blickpunkt gerückt. 
Ein für die parlamentarische Arbeit bis 
dato neuartiger Ansatz fokussierte auf 
die Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern an der Enquete-Arbeit und ein 
breites Spektrum von innovativen Maß-
nahmen. Die Internet-Enquete endete 
im Frühjahr 2013; in ihrem Schlussbe-
richt bezeichnete sie ihre Arbeit als Ex-
perimentierfeld auf der Suche nach neu-
en Formen des politischen Diskurses.

Das TAB erstellte im Auftrag des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (ABFTA) 
des Deutschen Bundestages bis zum 
Frühjahr 2014 eine Vorstudie »Online-
Bürgerbeteiligung an der Parlamentsar-
beit«, in der die neuen Arbeitsformen 
der Internet-Enquete in erster Näherung 
ausgewertet, weiterer Untersuchungs-
bedarf identifiziert sowie erste Hand-
lungsoptionen für die parlamentarische 
Arbeit des Deutschen Bundestages auf-
gezeigt wurden. Die Erstellung der Vor-
studie folgte einem Wunsch aller Frakti-
onen der Internet-Enquete, die in ihrer 
Sitzung vom 28. Januar 2013 beschlos-
sen hatte: »… die auf dem Online-Be-
teiligungstool ›enquetebeteiligung.de‹ 
abgelegten Informationen zu archivie-
ren, damit die Zugänglichkeit zu diesen 
Informationen … langfristig sicherge-
stellt ist und diese auch vollumfänglich 
für eine wissenschaftliche Evaluation 
der Bürgerbeteiligung durch das TAB 
genutzt werden können« (Ausschuss-
drucksache 17(24)069). Nach Kennt-
nisnahme der Vorstudie hat der ABFTA 
beschlossen, das Thema nun in einem 
größeren TA-Projekt durch das TAB be-
arbeiten zu lassen.

Die Gebrauchstauglichkeit (»usability«) 
und die Benutzerfreundlichkeit (»user 
friendliness«) von Beteiligungswerkzeu-
gen sind wesentliche Voraussetzungen 

für eine erfolgreiche Online-Bürgerbe-
teiligung an der Parlamentsarbeit. In-
ternetbasierte Beteiligungswerkzeuge 
haben sich in den letzten Jahren wei-
terentwickelt. Sie ergänzen die Mög-
lichkeiten früherer Instrumente, bei 
denen Information und Kommunikati-
on im Mittelpunkt standen, um weite-
re Funktionen wie Dialogorientierung, 
Abstimmungen oder Kollaboration 
beispielsweise bei der Texterstellung. 
Für das Beteiligungswerkzeug der In-
ternet-Enquete wurde ein bestehendes 
System an die Anforderungen der En-
quete-Kommission und des Bundesta-
ges angepasst. Die E-Petitionen sind 
ein weiteres Beispiel aus der Arbeit des 
Deutschen Bundestages. Auch andere 
Parlamente, Gremien sowie Parteien ha-
ben Beteiligungswerkzeuge entwickelt 
und erproben sie für die Online-Bür-
gerbeteiligung. Die Analyse der aktu-
ellen Entwicklungen auf der nationalen 
und europäischen Ebene und das Auf-
zeigen von guten Beispielen aus Sicht 
der Betreiber der Beteiligungsplattfor-
men sowie aus Sicht der Nutzer bzw. der 
Bürger insgesamt sollen im Mittelpunkt 
eines ersten Untersuchungsschwerpunk-
tes stehen. 

Die Ergebnisse der Vorstudie sollen u. a. 
durch leitfadengestützte Expertenge-
spräche vertieft und validiert werden. 
Dazu sollen die Mitglieder der Internet-
Enquete sowie auch Prozessbeteiligte, 
beispielsweise der Bundestagsverwal-
tung, interviewt werden. Im Mittel-
punkt stehen die neuartigen Herange-
hensweisen bzw. die Abweichungen von 
den üblichen Verfahren (u. a. öffentliche 
Sitzungen als Regel, tagesaktuelle In-
formation im Internet), aber auch Wir-
kungen auf die Arbeit der Abgeordneten 
und Arbeitsprozesse des Parlamentes. 

Des Weiteren ist angedacht, Gespräche 
mit Mitgliedern des Bundestages der 
18. Wahlperiode zu führen, um auszu-
loten, ob die Internet-Enquete bereits 
Impulse für die heutige Arbeit von Gre-
mien und Fraktionen gesetzt hat. Im 

Rahmen dieses Vertiefungsschrittes soll 
auch die Rolle elektronischer Petitionen 
mit Bezug auf bürgerschaftliche Teil-
habe thematisiert werden. Dabei sollen 
übergreifende Fragestellungen, insbe-
sondere zur Gewährleistung der Privat-
sphäre, ergänzend mit externen Exper-
ten, beispielsweise des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik, 
diskutiert werden.

Darüber hinaus erscheint es vielverspre-
chend, die inhaltlichen Vorschläge von 
Bürgerinnen und Bürgern sowie Orga-
nisationen auf der Beteiligungsplatt-
form www.enquetebeteiligung.de und 
den Diskussionsverlauf inhaltlich ver-
tiefend zu analysieren. Diese Analysen 
könnten beispielhaft u. a. anhand der 
thematisch abgegrenzten Projektgrup-
pen der Internet-Enquete »Urheber-
recht« und »Netzneutralität« erfolgen 
oder an einer Projektgruppe mit einer 
Bandbreite von Diskussionslinien, bei-
spielsweise »Demokratie und Staat«.

Zudem soll das Thema »Online-Bür-
gerbeteiligung« im Winter 2014 in den 
Mittelpunkt einer Befragung im Rah-
men des Stakeholder Panel TA gestellt 
werden. Unter anderem folgende As-
pekte sollen dabei berücksichtigt wer-
den: Ziele von Online-Bürgerbeteili-
gung; Anforderungen an und Themen 
von Online-Bürgerbeteiligung; Bewer-
tung von Online-Bürgerbeteiligung aus 
Sicht von Stakeholdern aus Gesellschaft, 
Politik und Wissenschaft. 

WIE DER BUNDESTAG DEN GESELLSCHAFTLICHEN 
DISKURS STÄRKEN KANN

Online-Bürgerbeteiligung an der 
Parlamentsarbeit 

August 2014 – Dezember 2015

Kontakt:
Britta Oertel 
+49 30 803 088-43 
b.oertel@izt.de
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dien und Suchtverhalten« rückt vor 
dem Hintergrund einer weiterhin ge-
stiegenen Dauer der Nutzung elektro-
nischer Medien sowie immer jüngerer 
Nutzer in den Blickpunkt gesellschafts-
politischer Diskussionen. Die Diskur-
se um die Bewertung der Mediennut-
zung sind einerseits deutlich normativ 
und andererseits stark geprägt von Un-
sicherheiten und zum Teil auch von ge-
nerationenspezifischen oder wissen-
schaftlich-disziplinären Sichtweisen. 
So wird zum einen die Mediennutzung 
als Teil gesellschaftlicher Partizipation 
aufgefasst, wobei dann z. B. Online-
spiele als Teil einer digitalen Kultur 
anerkannt werden. Zum anderen wer-
den aber auch mögliche Gefahren ex-
zessiver oder pathologischer Medien-
nutzung hervorgehoben.

Wissenschaftliche Studien zum Thema 
»Online-Mediensucht« verweisen auf 
die Komplexität des zugrunde liegen-
den Phänomens und die Bedeutung ei-
ner multiperspektivischen bzw. trans-
disziplinären Auseinandersetzung mit 
der Thematik. Dies betrifft sowohl die 
Berücksichtigung altersspezifischer 
Entwicklungsaufgaben, unterschied-
licher persönlicher Voraussetzungen 
und sozialer Stützsysteme (wie Fami-
lie oder Peergroups) der Nutzer elek-
tronischer Medien als auch verschie-
dene Wirkungszusammenhänge und 
etwaige Abhängigkeitssymptome bei 
der Nutzung einzelner Medientypen 
sowie die individuellen und gesamtge-
sellschaftlichen Folgen. Oft wird Me-
dienabhängigkeit bei jungen Menschen 
im Zusammenhang mit Onlinerollen-
spielen thematisiert. Wissenschaftliche 
Studien verweisen darauf, dass unter 
Kindern und Jugendlichen hier vor al-
lem Jungen gefährdet sein sollen. Aber 
auch Mädchen zeigen den Studien zu-
folge Suchttendenzen, wobei sie vor 
allem in sozialen Netzen (Facebook 
etc.) Kontakte und Anerkennung su-
chen und mitunter starke Bindungen 
aufbauen. Man spricht von Medienab-

hängigkeit bei Kindern und Jugendli-
chen (wie auch bei Erwachsenen), wenn 
die Kontrolle über die eigene Zeit ver-
loren geht und Freundschaften, Hob-
bys, Schule und Beruf vernachlässigt 
werden.

Im alltagssprachlichen Gebrauch wird 
»Sucht« in erster Linie mit stoffgebun-
denen »Abhängigkeiten« in Verbin-
dung gebracht. Im wissenschaftlichen 
Diskurs und in der (klinischen) Bera-
tungspraxis werden das Suchtverständ-
nis auf stoff-ungebundene Abhängig-
keiten und exzessive Verhaltensweisen 
ausgedehnt. »Online-Mediensucht« als 
nichtsubstanzgebundene Verhaltens-
sucht ist in Deutschland nicht als psy-
chische Erkrankung anerkannt. Dies 
begründet sich auch auf wissenschaft-
lichen Einschätzungen, die exzessive 
Mediennutzung als Begleiterschei-
nung anderer psychischer Erkrankun-
gen wie Depression, Affektstörungen 
oder ADHS verstehen. Es gibt folg-
lich (anders als in den USA) keine ei-
genständige Diagnose »Mediensucht« 
und auch die medizinische Beratung 
und Therapie ist nicht spezifisch. Dies 
führt zu divergierenden Bewertungen, 
Kriterienkatalogen und dadurch auch 
zu unterschiedlichen Kenngrößen bei 
der Charakterisierung der Häufigkeit 
von Mediensucht in der Bevölkerung 
(Prävalenzrate).

Grundlage des TAB-Projekts ist eine 
Literatur- und Quellenanalyse zum 
Stand der interdisziplinären Forschung 
im Bereich »Neue elektronische Me-
dien und Suchtverhalten – Gefahren, 
Therapien und Präventionsmöglichkei-
ten«. Die in Wissenschaft und Gesell-
schaft diskutierten Suchtbegriffe und 
gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen für die Bewertung von Medien-
sucht sowie eine multiperspektivische 
Betrachtung der Mediennutzung von 
Kindern und Jugendlichen einschließ-
lich möglicher Formen zur Präventi-
on, Beratung und Behandlung sollen 
vergleichend eingeordnet sowie die Er-

kenntnisse der Literatur- und Quellen-
analyse thesenhaft verdichtet werden.

Darüber hinaus erscheint es vielver-
sprechend, partizipative Verfahren 
einzusetzen, um Positionen der in-
volvierten wissenschaftlichen Diszi-
plinen (z. B. Psychologie, somatische 
und psychiatrische Medizin, Päda-
gogik, Soziologie, Kriminologie, Ge-
sundheitswissenschaften, Kommu-
nikationswissenschaften) und der 
unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Stakeholder (z. B. Kliniken, Selbsthilfe-
gruppen, Suchtberatungsstellen, Unter-
nehmensverbände, pädagogische Fach-
kräfte) in einem integrativen Ansatz 
einzubeziehen. Neben leitfadengestütz-
ten Interviews mit Stakeholdern sollen 
mehrere moderierte Workshops durch-
geführt werden, die der Validierung 
ausgewählter Hypothesen zum gesell-
schaftlichen Umgang mit dem Phäno-
men Mediensucht dienen. Es sollen 
prioritäre Handlungsfelder im Zu-
sammenhang mit der exzessiven Me-
diennutzung bzw. Mediensucht von 
Kindern und Jugendlichen für unter-
schiedliche – insbesondere politische 
– Stake holdergruppen identifiziert und 
beleuchtet werden. Daneben erscheint 
es vielversprechend, Kinder und Ju-
gendliche (sowie ggf. auch deren Er-
ziehungsberechtigte) selbst als Akteurs-
gruppe in ausgewählten qualitativen 
Beteiligungsformaten wie Fokusgrup-
pen in das TA-Projekt miteinzubinden.

ABHÄNGIG VOM NETZ: 
WENN DAS INTERNET SÜCHTIG MACHT 

Neue elektronische Medien und 
Suchverhalten 

Oktober 2014 – Mai 2015

Kontakt:
Michaela Evers-Wölk 
+49 228 969 105 38 
m.woelk@izt.de
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Die Bedeutung der digitalen internetba-
sierten Informations- und Kommuni-
kationssysteme (»digitale Medien«) in 
Bildung und Ausbildung wächst kon-
tinuierlich. Durch einen Bildungswett-
bewerb, der die nationalen Grenzen 
längst überschritten hat, wird diese 
Entwicklung noch verstärkt. Und ange-
sichts zum Teil zurückgehender Schü-
lerzahlen einerseits und massiver Ver-
schiebungen zwischen beruflicher und 
akademischer Ausbildung andererseits 
wächst zugleich die Konkurrenz un-
ter Schulen im bildungsrelevanten Pri-
mär- und Sekundärbereich sowie Aus-
bildungsbetrieben und Hochschulen 
im tertiären Bildungsbereich. Die An-
forderungen an innovative Lerninhal-
te und Lernformen steigen, die Ausbil-
dungsangebote werden immer stärker 
ausdifferenziert. Auf diese Herausfor-
derungen versuchen die Bildungs- und 
die Wissenschaftspolitik mit ihren zu-
ständigen Gremien und Institutionen 
auf Bundes-, Landes- und kommuna-
ler Ebene durch eine Weiterentwick-
lung ihrer Maßnahmen und Angebo-
te zu reagieren.

Im Hinblick auf den zunehmenden Ein-
satz von digitalen Medien in allen Bil-
dungsbereichen, ihre Voraussetzungen 
und Folgen für den Einzelnen und die 
Gesellschaft, wurde auch von der En-
quete-Kommission »Internet und di-
gitale Gesellschaft« des 17. Deutschen 
Bundestages die Permanenz der poli-
tischen Aufgabe betont: »Bildung und 
Forschung sind vom technologischen 
Wandel stets in besonderer Weise be-
rührt und können vielfach – auch als 
Vorreiter – von ihm profitieren. An-
gesichts der fortschreitenden digitalen 
Vernetzung gilt es daher, Bildung und 
Forschung in der und für die digitale(n) 
Gesellschaft teilweise neu zu justieren« 
(Drs. 17/12029, S. 8). Diesbezüglich 
werden zwar in der wissenschaftlichen 
Literatur spezifische Problemlagen die-
ser »digitalen Neujustierung« thema-
tisiert, bislang jedoch eher selten mit 
konkretem Bezug zu den Auswirkun-

gen der digitalen Medien etwa im Hin-
blick auf (neue) Hemmnisse beim Zu-
gang zu Bildung und Ausbildung. 

Von besonderer Bedeutung ist die Fra-
ge, inwieweit eine durch die digitalen 
Medien zunehmend beeinflusste bzw. 
geprägte Bildung den Lebensverlauf 
hinsichtlich erwerbsbezogener Opti-
onen prägt. Zunehmend in den Fo-
kus geraten auch die verschiedenen 
Bildungsinstitutionen. Welche Aus-
wirkungen haben die digitalen Me-
dien auf den institutionellen Aufbau 
des Bildungssystems, auf Schule, dua-
le Ausbildung, Berufsakademien und 
Hochschulen?

Insgesamt ist ein kompetenter Umgang 
mit digitalen Medien (»Medienkompe-
tenz«) nicht nur Grundvoraussetzung 
zur Wahrnehmung von Bildungschan-
cen, sondern mittlerweile Basiskompe-
tenz der digitalen Gesellschaft, um an 
dieser zu partizipieren – in beruflicher, 
privater, ökonomischer und politischer 
Hinsicht. Die Förderung und Gewähr-
leistung von Medienkompetenz muss 
daher als wesentliches Element von De-
mokratie und Emanzipation angesehen 
werden. Damit einhergehend macht die 
Durchdringung aller Lebensbereiche 
durch digitale Medien ihren gezielten, 
kritischen und reflektierten Gebrauch 
unabdingbar. Die entsprechende Kom-
petenz entsteht nicht von selbst durch 
die Mediennutzung, sondern bedarf 
der Vermittlung durch entsprechend 
qualifizierte Lehrende.

Das TAB hat sich in den 2000er Jah-
ren im Rahmen eines umfangreichen 
Monitorings zum »eLearning« mit ver-
schiedenen Aspekten des Einsatzes von 
digitalen Medien in grundsätzlicher 
Hinsicht befasst: auf EU-Ebene (Hin-
tergrundpapier Nr. 11), in der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung (Arbeits-
bericht Nr. 105), in Forschung, Lehre 
und Weiterbildung in Deutschland (Ar-
beitsbericht Nr. 107) sowie im Ausland 
(Hintergrundpapier Nr. 14), mit der 

Zielgruppenorientierung auf Kinder 
und ältere Menschen (Arbeitsbericht 
Nr. 115) sowie in Schulen (Arbeitsbe-
richt Nr. 122). Ein Update insbesondere 
im Hinblick auf die bildungspolitischen 
Auswirkungen sowie die ggf. notwen-
digen Änderungen der Rahmenbedin-
gungen des Einsatzes und der inhaltli-
chen Vermittlung der neuen digitalen 
Medien in den verschiedenen Bildungs- 
und Ausbildungsbereichen erscheint 
angesichts der schnellen Entwicklung 
jedoch angebracht.

In der TA-Studie sollen zum einen die 
Zugangs- und Nutzungsbedingungen 
als substanzielle Voraussetzung und 
Möglichkeit zur Wahrnehmung von 
Bildungschancen untersucht werden. 
Zum anderen wird es um Fragen nach 
einer angemessenen Medienkompetenz, 
neuen Bildungsformen, aber auch nach 
Datenschutz und Persönlichkeitsrech-
ten gehen. Und schließlich lässt sich 
in einer übergeordneten Perspektive 
fragen, inwieweit die digitalen Medi-
en als umfassend angewandte Kultur-
technik sowohl die bildungspolitischen 
Rahmenbedingungen als auch die Bil-
dungsinhalte sowie die Bildungserfolge 
(grundsätzlich bzw. substanziell) verän-
dern. Darauf aufbauend soll diskutiert 
werden, wo die neuen digitalen Medi-
en ein (bildungspolitisches) Umdenken 
erforderlich machen und Regelungsnot-
wendigkeiten in den einzelnen Bildungs-
bereichen bestehen. Schließlich sollen 
Handlungsoptionen für die Politik im 
Bildungsbereich aufgezeigt werden.

NEUE KULTUR- UND BILDUNGSTECHNIKEN IM FOKUS 
DER DIGITALISIERUNG 

Digitale Medien in der Bildung

Januar 2015 – Dezember 2015

Kontakt:
Dr. Christoph Revermann 
+49 30 28491-109 
revermann@tab-beim-bundestag.de
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Die Digitalisierung der Gesellschaft 
schreitet ungebremst voran. Kennzeich-
nend für diese Dynamik ist eine expo-
nentielle Erhöhung der Rechenkapazi-
tät von Computern, gekoppelt an die 
zunehmende Miniaturisierung, Vernet-
zung und Verbilligung der relevanten 
technischen Komponenten. In Zusam-
menhang mit Entwicklungen im Bereich 
der Neurowissenschaften und der Na-
notechnologie eröffnen sich neue techni-
sche Möglichkeiten, welche die traditio-
nellen Abgrenzungen zwischen Mensch 
und Maschine zunehmend infrage stel-
len. Zu nennen sind beispielsweise Ge-
hirn-Computer-Schnittstellen, am oder 
im Körper getragene Prothesen (Neuro-
prothesen, Exoskelette) oder autonom 
agierende Serviceroboter.

Diese neuen technischen Optionen bie-
ten nicht nur die Chance, durch Krank-
heit oder Unfall hervorgerufene Defizi-
te auszugleichen, sondern im Prinzip 
auch, die psychische und körperliche 
Leistungsfähigkeit des Menschen mit-
tels technischer Erweiterungen, die im 
oder am Körper getragen werden – sei 
es durch Exoskelette, Implantate oder 
Smart Glasses –, gezielt zu verbessern. 
Inwiefern eine Verschmelzung des Men-
schen mit und damit seine steigende Ab-
hängigkeit von der Technik gesellschaft-
lich wünschenswert und vertretbar ist, 
wird unter dem Schlagwort »Human 
Enhancement« bereits seit Längerem 
kontrovers diskutiert. 

Parallel zu der zunehmenden Technisie-
rung des Menschen findet eine allmäh-
liche Angleichung von extern agieren-
den Maschinen an den Menschen statt. 
Schon heute ist maschinelles Lernen 
anhand großer Datenmengen ein eta-
bliertes Phänomen, das etwa bei Über-
wachungstechnologien oder bei Such-
maschinen zum Einsatz kommt. Zwar 
ist der intelligente Roboter mit einem 
Ich-Bewusstsein noch ein Zukunfts-
szenario, aber es ist bereits ein Punkt 
im Automatisierungsgrad erreicht, der 
nicht nur das menschliche Selbstver-

ständnis, sondern auch die Gesellschaft 
grundlegend revolutionieren könnte. 
Neben ethischen wirft diese Entwick-
lung insbesondere diffizile rechtliche 
Fragen auf, vor allem im Hinblick auf 
Sicherheit, Haftung und Datenschutz. 

Eine besondere Relevanz gewinnt die 
Thematik vor dem Hintergrund kürz-
lich gestarteter Großprojekte der EU 
(»Human Brain Project«) und der USA 
(»Brain Initiative«), in denen die Funkti-
onsprinzipien des Gehirns mithilfe von 
Großrechnern enträtselt werden sollen, 
unter anderem mit dem Ziel, neue medi-
zinische und robotertechnische Anwen-
dungsfelder zu erschließen. Angesichts 
der hochdynamischen und diversifizier-
ten Forschungslandschaft, der breit ge-
fächerten und noch eher diffusen An-
wendungspotenziale und der Tatsache, 
dass sich die emergierende Entgren-
zungsdynamik weitgehend schleichend 
vollzieht, ist das TAB mit einem Pro-
jekt zum Thema »Mensch-Maschine-
Entgrenzungen: Zwischen künstlicher 
Intelligenz und Human Enhancement« 
beauftragt worden. Das TA-Projekt soll 
zum einen einen systematischen Über-
blick über relevante wissenschaftlich-
technische Entwicklungen geben, die 
zu dem Phänomen der Mensch-Ma-
schine-Entgrenzung beitragen; dazu 
gehören die Bereiche Robotik, künst-
liche Intelligenz, Hirnforschung und 
neuroelektrische Schnittstellen. Zum 
anderen sollen die übergeordneten ge-
sellschaftlichen Treiber/Visionen und 
mögliche Folgedimensionen analy-
siert werden. Letztere sind sowohl ethi-
scher (Verteilungsgerechtigkeit, Aus-
wirkungen auf soziale Interaktionen, 
moralischer Status von Maschinen, 
Herausforderungen durch die Erwei-
terung der menschlichen Sinneswahr-
nehmung und die Technisierung des 
Körpers etc.) als auch rechtlicher Art 
(Haftung, Sicherheit, Datenschutz). 
Zentrales Projektziel ist die Klärung 
der Frage, inwiefern aus der fortschrei-
tenden Entgrenzungsdynamik politi-
sche Handlungsbedarfe resultieren. 

Das Projekt wird in zwei Teilschritten 
durchgeführt:

> In einer Sondierungsphase soll mit-
tels Kurzgutachten eine fundierte 
Wissensgrundlage zu bereits sich 
abzeichnenden Trends der Mensch-
Maschine-Entgrenzung erarbeitet 
und politikrelevante Entwicklungen 
in Wissenschaft und Gesellschaft 
identifiziert werden. Dabei werden 
auch vorliegende oder noch laufende 
TA-Untersuchungen zur Thematik 
ausgewertet. Auf dieser Basis sind 
dann relevante Querschnitts- und 
Vertiefungsfragen zu identifizieren 
und das weitere Arbeitsprogramm 
zu spezifizieren.

> Im weiteren Projektverlauf sollen 
besonders relevante Anwendungs-
felder, ihre gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen und Auswirkun-
gen vertiefend analysiert werden. 
Dazu werden spezifische Entwick-
lungslinien der fortschreitenden 
Mensch-Maschine-Entgrenzung in 
einem Horizon-Scanning durch die 
VDI/VDE-IT betrachtet. Schließlich 
gilt es, die gesellschaftlich relevan-
ten Chancen und Risiken, damit ver-
knüpfte ethisch-philosophische Fra-
gen sowie rechtliche Rahmenbedin-
gungen systematisch zu beleuchten, 
um darauf aufbauend Regulierungs-
bedarfe identifizieren und Gestal-
tungsoptionen ableiten zu können. 

WOHIN FÜHRT DIE ZUNEHMENDE VERSCHMELZUNG 
VON MENSCH UND MASCHINE?

Mensch-Maschine-Entgrenzungen: 
Zwischen künstlicher Intelligenz 
und Human Enhancement

Oktober 2014 – März 2016

Kontakt:
Dr. Christoph Kehl 
+49 30 28491-106 
kehl@tab-beim-bundestag.de
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Pharmazeutische Wirkstoffe werden in 
der Human- und Tiermedizin weitläu-
fig eingesetzt. Teile dieser Wirkstoffe 
finden ihren Weg über Abwasser, Si-
ckerwasser etc. in Böden und letztlich 
in Gewässer, wo sie dann über das 
Trinkwasser bzw. den Nahrungskreis-
lauf auch auf die menschliche Gesund-
heit wirken können. Unter Experten 
besteht Konsens, dass in Deutschland 
der Konsum von Trinkwasser auch an-
gesichts der Problematik der Mikro-
verunreinigungen gegenwärtig (noch) 
nicht zu akuten Gesundheitsgefähr-
dungen führt. Dennoch gibt es Hin-
weise auf mögliche Schadwirkungen. 
Die Verringerung und Vermeidung der 
Umwelt- und Gesundheitsbelastun-
gen durch pharmakologische Wirk-
stoffe im Wasser – bzw. allgemein der 
Umgang mit Mikroverunreinigungen 
in Gewässern – stellt somit eine gro-
ße gesamtgesellschaftliche Herausfor-
derung dar. 

Aktuell werden verschiedene Ansät-
ze diskutiert, um die Belastungen von 
Gewässerökosystemen und Trinkwas-
ser mit Pharmakarückständen und 
Mikroverunreinigungen zu verrin-
gern bzw. ganz zu verhindern. Fol-
gende Lösungsansätze sind derzeit in 
der Diskussion:

> Erweiterung zentraler Klär-
anlagen um eine vierte Reini-
gungsstufe zu Eliminierung von 
Mikroverunreinigungen;

> Maßnahmen zur Reduzierung 
des generellen Verbrauchs von 
pharma zeutischen Stoffen (geziel-
terer Einsatz, bedarfsgerechte Ver-
kaufsmengen, Kennzeichnung der 
Umweltauswirkungen etc.);

> Optionen einer umwelt- und ver-
braucherfreundlichen Entsorgung 
für nichtbenötigte Mittel;

> Entwicklung umweltfreundliche-
rer Produkte (z. B. »green pharma-
cy«); hier spielt beispielsweise das 
Zulassungsrecht für Arzneimittel 
eine zentrale Rolle.

Insbesondere die Erweiterung von 
Kläranlagen um eine vierte Reini-
gungsstufe scheint sich kurz- und mit-
telfristig als technische Lösung des 
Problems anzubieten, sie ist allerdings 
kosten- und energieintensiv. Darüber 
hinaus deckt sie nur einen Teil des Pro-
blems ab, denn geschätzte 30 % der 
Siedlungsabwässer finden ihren Weg 
an Kläranlagen vorbei in Grundwas-
ser und Oberflächengewässer. Gene-
rell ist absehbar, dass viele Substanzen 
technisch nicht vollständig aus Gewäs-
sern herauszuhalten sind.

Das TA-Projekt soll das vorhandene 
Wissen aus Naturwissenschaft, Öko-
nomie, Rechtswissenschaft etc. syste-
matisch zusammentragen, aufarbeiten 
sowie vorhandene Wissenslücken iden-
tifizieren, um darauf aufbauend mög-
liche Handlungsstrategien für Politik, 
Verwaltung und Wissenschaft ableiten 
zu können. 

Die Erstellung eines Überblicks über re-
levante Stoffe und Abschätzungen von 
Mengenbilanzen für ausgewählte Stoffe 
in Deutschland soll einen Vergleich mit 
anderen Ländern ermöglichen. Neben 
der gegenwärtigen Situation sollen auch 
bereits jetzt absehbare zukunftswei-
sende Trends berücksichtigt werden – 
beispielsweise die Entwicklung der Ver-
wendung von Pharmaka (in Bezug auf 
Art und Menge). Bei der Analyse der 
Eintragswege von Mikroverunreinigun-
gen sollen auch sogenannte Hotspots 
herausgearbeitet werden. Im Hinblick 
auf eine Risikobewertung von Pharma-
karückständen und Mikroverunreini-
gungen erfolgt eine Literaturstudie bzw. 
-auswertung über die Umweltwirkun-
gen bzw. (Öko-)Toxizität ausgewählter 
Wirkstoffe sowie über Grenzwerte. Da-
bei sollen die Wirkungen einzelner Ver-
unreinigungen, kumulative Wirkungen 
mehrerer Verunreinigungen wie auch 
Langzeitwirkungen geringer Konzen-
trationen mit in den Blick genommen 
werden. 

ARZNEIMITTEL IM WASSER

Medizinische Wirkstoffe in Trinkwas-
ser und Gewässern – Mengenanalyse 
und Risikobewertung

September 2014 – Februar 2016

Kontakt:
Dr. Johannes Schiller 
+49 341 235 1690 
johannes.schiller@ufz.de

Für Politik und Verwaltung besteht die 
Herausforderung darin, die Zugänge zu 
den notwendigen Daten und zu notwen-
digem Wissen effizient zu organisieren 
und wissenschaftliche Erkenntnisse in 
Abwägungsprozessen in Maßnahmen 
zur Minderung der erkannten Risiken 
zu übersetzen. Diesbezüglich soll somit 
ein Überblick zur Rechtslage bezüglich 
Zulassung, Verbrauch und Entsorgung 
erfolgen sowie zu Rechten und Pflich-
ten der öffentlichen Bereitstellung von 
Daten- und Informationen.

Beleuchtet werden alternative techni-
sche Strategien (z. B. vierte Reinigungs-
stufe bei Kläranlagen, Teilstromanaly-
sen, gesonderte Vorbehandlungen von 
Abwasser aus Arztpraxen und Klini-
ken) zur Verringerung der Risiken unter 
Berücksichtigung von ökonomischen, 
ökologischen, sozialen, politischen und 
rechtlichen Aspekten. Darüber hinaus 
werden auch Maßnahmen, die den Ver-
brauch von Medikamenten reduzieren 
sollen (z.B. Informationskampagnen, 
Anpassung der Dosierungsmengen etc.) 
sowie das Potenzial innovativer Medi-
kamentendesigns mit produktintegrier-
ter Umweltverträglichkeit untersucht. 
Schließlich wird angestrebt, einen Über-
blick über sozialwissenschaftliche Ana-
lysen gesellschaftlicher Debatten zu ge-
ben, die sich mit der Einschätzung und 
Abwägung von Zielkonflikten zwischen 
potenziellen Umwelt- und Gesundheits-
risiken von Pharmakarückständen ei-
nerseits und Heilungsansprüchen und 
unbeschränktem Zugriff auf Medika-
mente andererseits befassten.
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Die moderne Arbeitswelt zeichnet sich 
durch Globalisierung, Mobilität und 
ständige Erreichbarkeit aus. Durch die 
Digitalisierung von Arbeits- und Pro-
duktionsprozessen verändert sich die 
Arbeitswelt und mit ihr die Gesell-
schaft grundlegend. Mobiles Arbeiten 
mit Notebook, Smartphone und Tab-
let-PC gehört für viele Menschen be-
reits zum Alltag. Dank neuer Technolo-
gien sind wir mit unserer Arbeit immer 
weniger an den Schreibtisch im Büro 
gebunden. Eine Reihe von Vorteilen 
wird dieser neuen Mobilität zugeschrie-
ben. Jederzeit und überall arbeiten zu 
können, schafft große Freiräume: für 
Unternehmen, weil Beschäftigte noch 
flexibler eingesetzt werden können; 
für Beschäftigte, wenn sie berufliche 
Flexibilität für das Privatleben brau-
chen und wollen. Neben diesen Vor-
teilen werden jedoch auch Nachteile 
und Risiken gesehen, sowohl auf Ar-
beitgeber- als auch auf Arbeitnehmer-
seite. Befürchtungen über eine zu star-
ke Vermischung von Beruf und Freizeit 
und damit auch möglicherweise ein-
hergehender Stress und gesundheitli-
che Beeinträchtigungen sowie der feh-
lende Austausch mit Kollegen, geringe 
IT-Kompetenzen, Sicherheitsbedenken 
und mangelnde Kontrollmöglichkeiten 
werden immer wieder in der Diskussi-
on vorgebracht. 

Darüber hinaus zeichnen sich weitaus 
grundlegendere Veränderungen in der 
Art, wie wir arbeiten, ab: Sowohl tra-
ditionelle Formen der Arbeits- als auch 
der Unternehmensorganisation wer-
den durch die zunehmende Digitalisie-
rung herausgefordert. Zudem gewin-
nen digital vernetzte Arbeitsmodelle 
wie »Cloud-working« oder »Crowd-
sourcing« an Bedeutung. Neben dem 
Wandel in wissensintensiven Berufs-
feldern verändert die Digitalisierung 
von Arbeit auch die Arbeitsorganisati-
on, Arbeitsbedingungen und das Auf-
gabenspektrum von Beschäftigten in 
vielen Dienstleistungsbereichen und in 
der industriellen Produktion (Indust-

rie 4.0). An die Stelle dessen, was in 
der Vergangenheit als »Normalarbeits-
verhältnis« den Arbeitsmarkt und be-
stehende arbeitsrechtliche Regelungen 
kennzeichnete, tritt eine zunehmende 
Flexibilisierung von Beschäftigungsfor-
men und Erwerbsmodellen, die zudem 
stark durch die räumliche und zeitliche 
Entgrenzung von Arbeit geprägt sind. 

Die zunehmende Implementierung von 
IKT-Lösungen in Arbeitsabläufe und 
Unternehmensprozesse (Industrie 4.0) 
stellt insbesondere für kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU) sowohl eine 
Chance als auch eine Herausforderung 
dar. Um die gewünschte Steigerung der 
Effizienz und Flexibilität der Produkti-
on mittels Digitalisierung zu erreichen, 
sind zahlreiche technische, organisato-
rische und personelle Voraussetzungen 
zu erfüllen. Die damit verbundenen In-
vestitionen drohen aber gerade KMU 
zu überfordern, womit diese tenden-
ziell einen Wettbewerbsnachteil erlei-
den würden. 

Zahlreiche bereits laufende For-
schungsinitiativen, -projekte und -aus-
schreibungen zum Thema Industrie 4.0 
und digitale Arbeit (Hightech-Strate-
gie 2020, BMBF Themenfeld Industrie 
4.0 etc.) versuchen für die Herausfor-
derungen Lösungsansätze und flexible 
Modelle zu entwickeln, die die Interes-
sen von Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern gleichermaßen berücksichtigen: 
Produktivitätssteigerung in digitalisier-
ten, globalen Wettbewerbsstrukturen 
für die einen, Sicherheit in Form von 
adäquaten Arbeitsrechts- und Arbeits-
schutzbestimmungen sowie die Verein-
barkeit von Familie und Beruf für die 
anderen. 

Vor diesem Hintergrund wurde das 
TAB beauftragt, ein TA-Projekt zu den 
Chancen und Risiken mobiler und di-
gitaler Kommunikation in der Arbeits-
welt durchzuführen. Im Mittelpunkt 
soll dabei eine Analyse der Auswir-
kungen auf die Art und Qualität von 

Beschäftigungsverhältnissen und der 
damit einhergehenden Potenziale und 
Problemlagen für Beschäftigte und 
Unternehmen stehen. Darüber hinaus 
soll analysiert werden, ob und wie be-
stehende Arbeitsrechts- und Arbeits-
schutzregelungen weiterentwickelt wer-
den können bzw. müssen, um sich an 
die neuen Arbeitsweisen und die sich 
damit verändernden Arten der Arbeit 
anzupassen. Es soll aufgezeigt werden, 
welche Rahmenbedingungen und Vor-
aussetzungen geschaffen werden müs-
sen, um den anstehenden Wandel in 
der Arbeitswelt bewältigen zu können.

Als Teil des Projekts werden anhand ei-
nes Horizon-Scannings der VDI/VDE-
IT Möglichkeiten und Grenzen der Di-
gitalisierung der Arbeitswelt und die 
sich daraus ergebenden Folgedimensi-
onen speziell für ausgewählte Branchen 
und Produktionsbereiche von wissens-
basierten KMU analysiert.

ZWISCHEN CLOUD UND CROWD: 
WIE WIR IN ZUKUNFT ARBEITEN 

Chancen und Risiken mobiler und 
digitaler Kommunikation in der 
Arbeitswelt

August 2014 – Januar 2016

Kontakt:
Dr. Franziska Boerner 
+49 30 28491-105 
franziska.boerner@kit.edu
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kontinuierlich wachsenden öffentlichen 
und privaten Datenbestände (Data-
Mining) gilt als ein bedeutendes, wenn 
nicht das fundamentale Geschäftsmo-
dell der digitalen Gesellschaft. Unter 
Data-Mining wird der Prozess der 
Wissensgenerierung aus den vielfäl-
tigen Datenbeständen durch Anwen-
dung mathematisch-statistischer Ver-
fahren und Algorithmen verstanden. 
Das Ziel ist, bisher unbekannte, neue 
Muster und Zusammenhänge zu er-
kennen, daraus verwertbare Informa-
tionen abzuleiten und gegebenenfalls 
prognostische Modelle und sogenann-
te Expertensysteme zu entwickeln, die 
aus den Daten Entscheidungshilfen für 
unterschiedliche Nutzergruppen ablei-
ten. In der Wissenschaft ist dies eine 
seit Jahrzehnten angewendete metho-
dische Herangehensweise, um mit den 
großen Datenmengen beispielsweise in 
der Physik, den Bio- und Geowissen-
schaften umgehen zu können. 

Auch in allen anderen Gesellschafts-
bereichen nehmen seit Jahren Daten-
generierung und -digitalisierung in 
enormem Maße zu, u. a. im Gesund-
heits- und Finanzwesen, im Verkehrs- 
und Energiebereich, bei der Überwa-
chung öffentlicher Räume sowie in der 
öffentlichen Verwaltung (E-Govern-
ment). In Verbindung mit den wach-
senden technischen Möglichkeiten der 
immer schnelleren Verarbeitung weckt 
die Nutzung dieser großen und vielfäl-
tigen Datenbestände (Big Data) durch 
Industrie und Staat, aber auch durch 
Akteure der Zivilgesellschaft und Pri-
vatpersonen einerseits Hoffnungen auf 
individuell zugeschnittene (Dienst-)
Leistungen sowie verbesserte Mög-
lichkeiten der Kontrolle unterschied-
licher Geschäftsabläufe. Andererseits 
ergeben sich neue Herausforderun-
gen in den Bereichen Informations-
freiheit, informationelle Selbstbestim-
mung, (geistige) Eigentumsrechte und 
Datenschutz. Seit Jahren befassen sich 
Teile der Wissenschaft, Industrie, Zi-

vilgesellschaft und Politik intensiv 
mit den damit verbundenen Innovati-
onspotenzialen, zunehmend auch mit 
rechtlichen und ethischen Fragen oder 
Regulierungsoptionen.

Im TA-Projekt »Data-Mining – 
gesellschaftspolitische und rechtliche 
Herausforderungen« sollen anhand 
von zwei Anwendungsbereichen des 
Data-Mining rechtliche, ethische, po-
litische und sozioökonomische Frage-
stellungen dargestellt und diskutiert 
werden. Eine Fallstudie soll den Ein-
satz von Data-Mining-Verfahren in 
der Medizin und im Gesundheitssys-
tem untersuchen, der insbesondere die 
Verwendung personenbezogener Ge-
sundheitsdaten einschließt. Die zwei-
te Fallstudie soll den Einsatz von Da-
ta-Mining-Verfahren bei der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben (jenseits des Ge-
sundheitsschutzes) thematisieren, der 
insbesondere die Verwendung von 
Geodaten zur Beobachtung und Kon-
trolle unterschiedlicher Vorgänge auf 
der Erde (z.B. Wetterdienste, Umwelt-
veränderungen, Überwachung öffent-
licher Räume) umfasst. Die Anwen-
dungsbereiche der Fallstudien wurden 
aufgrund ihrer aktuellen und zukünf-
tigen parlamentarischen Relevanz ge-
wählt. Wenn öffentliche Dienste und 
deren Datenbestände für Data-Mining 
verwendet werden, ist der Gesetzge-
ber in besonderem Maße zur Ausge-
staltung und Gewährleistung einer re-
gelkonformen Datengewinnung und 
-nutzung verpflichtet.

Durch die Fallstudien werden zwei 
zentrale und sehr unterschiedliche 
Anwendungsbereiche des (Big) Da-
ta-Minings erfasst, an denen sich ein 
Großteil der rechtlichen, ethischen 
und politischen Fragestellungen bei-
spielhaft untersuchen lässt. Zentra-
le Fragen lauten: Welche traditionel-
len und welche neuen Akteursgruppen 
können welche Datenbestände auf-
bauen und für wen sind diese zugäng-
lich? Welche Arten von Datenbestän-

den werden bereits heute zu welchen 
Zwecken zusammengeführt und ver-
gleichend untersucht? Wem »gehö-
ren« die Daten, wer entscheidet über 
ihre Verarbeitung und wer kontrol-
liert die Verfahren? Welche neuen 
Geschäftsmodelle der digitalen Öko-
nomie ergänzen bestehende? Wel-
che Qualität, welche Verlässlichkeit 
und Aussagekraft haben die Ergeb-
nisse einer automatisierten Auswer-
tung in analytischer und prognosti-
scher Hinsicht? Wofür und von wem 
können und sollen die Data-Mining-
Resultate genutzt werden? Wo liegen 
die Grenzen, wo neue Möglichkeiten 
durch (noch) detailliertere Ortungs- 
und Personalisierungsverfahren?

Neben den Fallstudien sollen wichtige 
internationale TA- und andere inter-
disziplinäre Studien sowie öffentliche 
Diskurs- und Beteiligungsverfahren 
zum Thema Big Data/Data-Mining sy-
noptisch ausgewertet werden, um ei-
nen Überblick über die Debatten, Ak-
tivitäten und Einschätzungen auch in 
anderen Ländern zu erhalten. Im An-
schluss wird in Absprache mit den Be-
richterstattern für TA entschieden, ob 
eine vertiefte rechtswissenschaftliche 
Analyse ausgewählter Fragestellungen 
(z.B. zum Eigentums-, Urheber- und 
Datenschutzrecht, möglicherweise 
mit einem internationalen Rechtsver-
gleich) sinnvoll erscheint oder ob eine 
größere öffentliche Diskussionsveran-
staltung, z. B. zum Umgang mit Ge-
sundheitsdaten, angestrebt werden 
sollte.

WAS MACHEN WIR MIT ALL DEN DATEN?

Data-Mining – gesellschaftspolitische 
und rechtliche Herausforderungen

Oktober 2014 – Dezember 2015

Kontakt:
Dr. Katrin Gerlinger 
+49 30 28491-108 
gerlinger@tab-beim-bundestag.de
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Wissenschaftliche Experimente lassen 
sich im Kontext neuer Technologieent-
wicklungen oftmals nicht auf Labore be-
schränken, in denen kontrollierbare Be-
dingungen herrschen, sondern sie finden 
in der Umwelt bzw. in der Gesellschaft 
statt. Explorative Experimente dieser 
Art werden häufig bei Erstentwicklun-
gen wie auch bei Folgeanwendungen 
von Technologien durchgeführt, deren 
kurz- und langfristige Auswirkungen 
auf die Umwelt bzw. Gesellschaft weder 
vorhersehbar noch kontrollierbar und 
damit unsicher sind. Als neuere Beispiele 
lassen sich »fracking«, »carbon capture 
and storage« (CCS), die Exploration tie-
fer geothermischer Ressourcen oder die 
Eisendüngung von Ozeanen (z. B. im 
Rahmen von LOHAFEX), aber auch 
Entwicklungen in der Medizin sowie in 
der Bio- und Gentechnologie (z. B. Gen-
therapie, grüne Gentechnik) anführen. 
Untrennbarer Teil von explorativen Ex-
perimenten, die im Zusammenhang die-
ser Technologieentwicklungen durchge-
führt werden, ist Nichtwissen bezüglich 
Art und Ausmaß ihrer möglichen Risi-
ken für Umwelt und Gesellschaft. Wie 
das Beispiel LOHAFEX zeigt, kön-
nen auch grenzüberschreitende Proble-
me auftreten, was neue transnationale 
Forschungspolitiken und -kooperatio-
nen erforderlich macht. 

Insofern die Gesellschaft selbst Teil der-
artiger Experimente wird und von mög-
lichen ungünstigen Entwicklungen (z. B. 
grundlegende Veränderungen der Öko-
systeme) direkt betroffen ist, stellt die 
Einschätzung möglicher Risiken und 
die Entwicklung von Strategien im 
Umgang mit ihnen eine besondere He-
rausforderung dar. Dabei ist der viel-
schichtige Anspruch gesellschaftlicher 
Akteure auf Mitgestaltung offenkun-
dig, was sich allein daran zeigt, dass 
schon die Durchführung von sondieren-
den Forschungen (vor Ort) auf massive 
Proteste stoßen kann. Der grundsätzli-
che Verzicht Deutschlands auf entspre-
chende Forschungsaktivitäten könnte 
jedoch das Risiko bergen, nicht mehr 

angemessen auf internationale Impulse 
reagieren zu können und den Anschluss 
an und den Einfluss auf Entwicklungen 
auf internationaler Ebene zu verlieren. 
Umso wichtiger werden somit Mecha-
nismen und Verfahren, die verantwor-
tungsvolle und demokratische Entschei-
dungen über explorative Experimente 
ermöglichen.

Vor diesem Hintergrund stellen sich 
grundlegende Fragen, wie mit unver-
meidbarem Nichtwissen und möglichen 
Gefahren umgegangen und wie das Ver-
hältnis von Wissenschaft, Gesellschaft 
und Politik gestaltet werden soll. Die 
Gentechnik verdient in diesem Kontext 
besondere Beachtung, da in diesem For-
schungsfeld bereits umfangreiche und 
wegweisende Sicherheitskriterien auf 
nationaler, europäischer und interna-
tionaler Ebene festgelegt worden sind, 
denen ein Stufenkonzept (geschlossenes 
System – Freisetzung – allgemeine An-
wendung) zugrunde liegt. Inwiefern ist 
das Stufenkonzept eine Gestaltungsidee, 
die auch in anderen Bereichen explora-
tiver Experimente Anwendung finden 
kann oder finden sollte? Welche Inst-
rumente der Regulierung (z. B. Ethik-
kommissionen oder Verwaltungsverfah-
ren) sind an welcher Stelle zielführend, 
und wie können sie so gestaltet werden, 
dass einerseits Autonomie, Funktiona-
lität und Qualitätssicherung von For-
schung nicht beeinträchtigt, anderer-
seits aber berechtigte Schutzinteressen 
von Mensch und Umwelt nicht ignoriert 
werden? Welche Formen der Beteiligung 
von nichtwissenschaftlichen Akteuren 
sind sinnvoll, und wie können sie orga-
nisiert und institutionalisiert werden? 

Das TAB wurde beauftragt, diese Fra-
gen in einem TA-Projekt zu untersu-
chen. Im Vordergrund sollen konkrete 
Fallbeispiele stehen, an denen exemp-
larisch der Umgang mit Nichtwissen 
bei explorativen Experimenten analy-
siert wird. Neben der Gentechnologie, 
zu der bereits umfangreiche Erfahrun-
gen vorliegen, werden die Eisendüngung 

von Ozeanen (der Fall LOHAFEX) so-
wie geowissenschaftliche Experimen-
te (Fracking, Geothermie, Verpressung 
von CO2 im Untergrund) untersucht. 
Dabei werden jeweils die Besonderhei-
ten wie auch allgemeine Aspekte heraus-
gearbeitet. Zu diesen Aspekten gehören 
die gegebenen und wünschenswerten 
Regulierungen wie auch die Frage, ob 
Instrumente zur Verfügung stehen, 
um Risiken und Chancen von explo-
rativen Experimenten zu erfassen und 
mit Nichtwissen im Hinblick auf Fol-
gen von Forschung umgehen zu kön-
nen. Sind herkömmliche Instrumente 
und Verfahren der Abschätzung und 
des Managements von Gefahren und 
Risiken ausreichend und beispielswei-
se im Fall grenzüberschreitender Ex-
perimenten angemessen? Darüber hi-
naus ist auch zu analysieren, welche 
politischen Verfahren bereits vorhan-
den sind (z. B. formelle Verfahren der 
Öffentlichkeitsbeteiligung, informelle 
Formen wie Bürgerdialoge und Platt-
formen), um die explorative Forschung 
der gesellschaftlichen Mitgestaltung zu-
gänglich zu machen. Auf dieser Basis 
soll schließlich identifiziert werden, ob 
und in welcher Weise Forschungs-, Re-
gelungs- und Anpassungsbedarf besteht, 
d. h. welche Instrumente ggf. neu ent-
wickelt bzw. welche bestehenden Inst-
rumente nachjustiert und welche recht-
lichen Rahmenbedingungen geschaffen 
oder angepasst werden müssten. 

DENN SIE WISSEN NICHT, WAS SIE TUN? 
ZUM UMGANG MIT RISKANTEN EXPERIMENTEN 

Umgang mit Nichtwissen bei explo-
rativen Experimenten 

September 2014 – September 2015

Kontakt:
Dr. Christoph Aicher 
+49 341 235-1727 
christoph.aicher@ufz.de
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Die Umsetzung von auf Bundesebene 
beschlossenen Infrastrukturprojekten in 
den Landkreisen und Kommunen stellt 
insbesondere politische Mandatsträger 
vor Ort vor große Herausforderungen 
beim Umgang mit teilweise sehr enga-
giert bzw. emotional geführten Ausei-
nandersetzungen und diversen Interes-
senskollisionen. Vor allem beim Ausbau 
der Stromnetze ist dies aktuell beson-
ders virulent. Die Bürger erwarten von 
den Abgeordneten eine klare Positionie-
rung und eine aktive Rolle als Sachwal-
ter ihrer Interessen. Auf der anderen Sei-
te gehen die Vorhabensträger (hier die 
verantwortlichen Betreiber der Über-
tragungsnetze) davon aus, dass die Poli-
tik die gefassten Beschlüsse rechtfertigt 
und dafür einsteht, dass sie möglichst 
reibungslos umgesetzt werden können. 

Vor diesem Hintergrund soll sich das 
TA-Projekt exemplarisch mit dem 
Thema »Stromnetzausbau« beschäf-
tigen. Die zentrale Zielsetzung ist es, 
auf konzeptionell und wissenschaftlich 
fundierter Grundlage praxisrelevante 
Handlungsoptionen für Kommunika-
tionsstrategien und Beteiligungsver-
fahren zu entwickeln. Hierbei wird auf 
aktuellen Erkenntnissen der Kommu-
nikations- und Kooperationsforschung 
aufgebaut. 

Ausgehend von der Auswertung exis-
tierender relevanter Vorarbeiten der 
Kommunikations- und Kooperations-
forschung sollen »Best-Practice-Beispie-
le« von bereits durchgeführten Beteili-
gungsverfahren identifiziert, analysiert 
und bewertet werden u.a. im Hinblick 
auf Akteurskonstellationen und Prob-
lemlagen vor Ort, Erfolgsfaktoren sowie 
Übertragbarkeit. Die Ergebnisse sollen 
in ein Thesenpapier münden, das als In-
put und Diskussionsgrundlage für zwei 
Round-Table-Gespräche mit interessier-
ten Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages verwendet werden soll. 

Im ersten Round-Table-Gespräch soll 
eruiert werden, welche Erfahrungen in 

betroffenen Regionen bei der Diskussi-
on um geplante Stromtrassen gemacht 
wurden. Es soll ausgeleuchtet werden, 
welchen Bedarf es für unterstützende 
Maßnahmen gibt, damit ein konstruk-
tiver Dialog ermöglicht werden kann. 
Gleichzeitig soll damit ein Raum für ei-
nen strukturierten Erfahrungsaustausch 
über Parteigrenzen hinweg zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Eine Konkretisierung und Vertiefung 
soll anhand von drei bis vier Beispiel-
regionen bzw. -wahlkreisen erfolgen. 
Dazu sollen Dialogrunden bzw. Work-
shops und/oder Gespräche mit Stake-
holdern und Multiplikatoren vor Ort 
durchgeführt werden, um die Ak-
teurskonstellationen und den jeweili-
gen Informations- und Diskussions-
stand vertieft einschätzen zu können. 
Auf dieser Basis sollen Vorschläge für 
das weitere Vorgehen entwickelt wer-
den. Die Durchführung von öffentli-
chen Veranstaltungen vor Ort ist im 
Rahmen dieses Vorhabens nicht ge-
plant. Vielmehr soll eine fundierte 
Grundlage geschaffen werden, damit 
Beteiligungsverfahren und Dialog-
prozesse auf Augenhöhe geführt wer-
den können und zu einem möglichst 
für alle Beteiligten tragbaren Ergeb-
nis kommen.

Im zweiten Round-Table-Gespräch 
sollen die bis dahin gewonnenen 
Zwischenergebnisse präsentiert und 
diskutiert werden. Unter Einbezie-
hung des hier gewonnenen Feed-
backs der Abgeordneten sollen kon-
krete Handlungsoptionen entwickelt 
und in Form eines »Leitfadens« für 
politische Mandatsträger, insbeson-
dere Mitglieder des Deutschen Bun-
destages, aufbereitet und publiziert 
werden. Das ist insofern Neuland 
für das TAB, als eine sehr praxis-
nahe Handreichung für Abgeordnete 
zur Unterstützung der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben in einem strukturel-
len gesellschaftlichen und politischen 
Konfliktfeld im Mittelpunkt steht.

ABER BITTE NICHT IN MEINEM VORGARTEN: 
INTERESSENAUSGLEICH BEI INFRASTRUKTURPROJEKTEN

Interessenausgleich bei Infrastruktur-
projekten: Handlungsoptionen für die 
Kommunikation und Organisation 
vor Ort

August 2014 – März 2015
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Die Sommerzeit wurde in Deutsch-
land 1980 zur besseren Ausnutzung 
der Tageshelligkeit in den Sommermo-
naten eingeführt. Mit der Richtlinie 
2000/84/EG wurde die jährliche Zeit-
umstellung ab 2002 dauerhaft, EU-
weit und für alle Mitgliedstaaten ver-
bindlich festgeschrieben Deutschland 
unterstützte die Regelung vor allem, 
um ein reibungsloses Funktionieren des 
Binnenmarktes sicherzustellen. Die ur-
sprünglich mit der Idee der jährlichen 
Zeitumstellung in Verbindung gebrach-
ten möglichen Energieeinspareffekte 
waren schon 1980 nicht maßgeblich 
für ihre Einführung.

Über den Nutzen der Sommerzeit im 
Verhältnis zu möglichen negativen Aus-
wirkungen der Zeitumstellung gibt es 
seit ihrer Einführung sehr gegensätz-
liche Positionen, und von verschiede-
ner Seite wird eine Neuordnung der 
Sommerzeitregelung gefordert. Für eine 
Änderung geltender EU-Rechtsvor-
schriften bedarf es in der Regel eines 
Vorschlags der EU-Kommission. Dafür 
sieht diese derzeit aber keinen Anlass 
und verweist in diesem Zusammen-
hang auf ihren Bericht aus dem Jahr 
2007, in welchem sie auf der Grund-
lage von Stellungnahmen aus den Mit-
gliedstaaten und verfügbarer Studien 
zum Schluss gelangte, dass »die Aus-
wirkungen der Sommerzeit kaum ins 
Gewicht fallen« und die Sommerzeit-
regelung nach wie vor angemessen sei 
(KOM[2007] 739). 

Die Randbedingungen, unter denen 
die Auswirkungen der Sommerzeit zu 
betrachten sind, haben sich seit 2007 
allerdings zum Teil verändert. Ange-
sichts des Strukturwandels im Energie-
sektor, von Verschiebungen zwischen 
Wirtschaftszweigen, neuer Arbeitszeit- 
und Beschäftigungsmodelle oder ei-
nes veränderten Mobilitäts- und Frei-
zeitverhaltens könnten sich die Effekte 
der Zeitumstellung heute durchaus an-
ders als noch vor einigen Jahren dar-
stellen. Vor diesem Hintergrund sollen 

im Rahmen des TA-Projekts »Bilanz 
der Sommerzeit« die seit 2007 neu hin-
zugewonnenen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse und Erfahrungen hinsicht-
lich der Auswirkungen der Sommerzeit 
gesichtet, eingeordnet und im Rahmen 
eines Sachstandsberichtes in einer Ge-
samtschau dargestellt werden. Die zen-
trale Fragestellung der Untersuchung 
lautet, ob gegenüber der Einschät-
zung der EU-Kommission von 2007 
eine substanzielle Neubewertung der 
Auswirkungen der Sommerzeit ange-
zeigt ist. 

Das TA-Projekt orientiert sich an drei 
thematischen Schwerpunktsetzungen: 
Es soll zum einen die Frage nach mög-
lichen Energieeinspareffekten durch 
die Zeitumstellung (neu) eruiert wer-
den. Hier gilt es abzuklären, ob das 
Urteil aus dem Jahr 2007, nach wel-
chem die Sommerzeit keine bzw. bes-
tenfalls nur geringe Vorteile im Hin-
blick auf den Energieverbrauch bietet, 
auf Basis der aktuellen Erkenntnis- und 
Datenlage Bestand hat. Zum anderen 
soll der Blick auf die von der Zeitum-
stellung besonders betroffenen Wirt-
schaftssektoren, wie den Handel, den 
(Fremden-)Verkehr oder die Landwirt-
schaft, gerichtet werden. Hier gilt es zu 
untersuchen, ob die Strukturverände-
rungen in diesen und weiteren von der 
Zeitumstellung tangierten Wirtschafts-
sektoren Anlass zu einer substanziel-
len Neubewertung der Auswirkungen 
der Sommerzeit geben. 

Schließlich sollen die Auswirkungen 
der Sommerzeit auf den Menschen be-
trachtet werden. Von besonderem, aber 
nicht ausschließlichem Interesse sind 
hier gesundheitliche Fragestellungen 
(In welchem Umfang wirkt sich die 
Zeitumstellung auf den »natürlichen 
Bio- und Schlafrhythmus« aus? Wie 
groß sind die nachgewiesenen Gesund-
heitsgefahren?), mögliche Auswirkun-
gen auf das menschliche Wohlbefinden 
(Hat die zusätzliche Stunde mit Tages-
licht an Sommerabenden signifikante 

Effekte auf das familiäre und gesell-
schaftliche Leben oder das Freizeitver-
halten?) sowie eine mögliche Kausali-
tät zwischen der Zeitumstellung und 
der Zahl an Verkehrsunfällen.

Weil das geltende EU-Recht den Mit-
gliedstaaten kein Wahlrecht in Bezug 
auf die Zeitregelung einräumt, kann 
eine Änderung der aktuellen Regelun-
gen nur durch ein gesamteuropäisches 
Vorgehen erfolgen. In diesem Zusam-
menhang ist zu beachten, dass hierzu-
lande gemachte Erfahrungen zur Som-
merzeit aufgrund der unterschiedlichen 
geografischen Lage nicht generell auf 
andere Länder übertragen werden kön-
nen und daher die geltende Sommer-
zeitregelung in den verschiedenen eu-
ropäischen Staaten unterschiedlich 
bewertet werden dürfte. Um spezifi-
sche Einschätzungen darüber zu er-
möglichen, wie andere EU-Mitglied-
staaten über die Sommerzeitregelung 
urteilen, soll sich der Blick der Unter-
suchung auch auf Studien, Erfahrun-
gen und Einschätzungen aus anderen 
europäischen Ländern richten. Vor die-
sem Hintergrund soll schließlich auch 
die Frage behandelt werden, welche 
prinzipiellen EU-rechtlichen Optionen 
und Verfahren für eine Änderung der 
geltenden EU-Rechtsvorschriften zur 
Sommerzeit ggf. offen stehen würden. 

WAS BRINGT DIE HALBJÄHRLICHE ZEITUMSTELLUNG?

Bilanz der Sommerzeit

September 2014 – Mai 2015
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Eine Vielzahl von Geräten für die addi-
tive Fertigungstechnik ist oder wird mo-
mentan marktreif entwickelt. Sowohl in 
der Prototypenherstellung im industri-
ellen Entwicklungsumfeld als auch in 
semiprofessionellen Anwendungen bis 
hin zu Geräten für den Hausgebrauch 
sind entsprechende »3-D-Drucker« zu 
finden. Das Anwendungsspektrum ist 
äußerst vielfältig und reicht vom Ma-
schinen- und Formenbau (z.B. Arma-
turen im Automobilbau) über medizini-
sche Anwendungen (z.B. Bioimplantate) 
bis zur Herstellung von Konsumgütern 
(Haushaltsgegenstände, Spielsachen 
etc.). Gegenwärtig übertreffen Kosten 
und Zeitaufwand additiver Fertigungs-
verfahren jene der »konventionellen« 
Verfahren, weswegen sie noch überwie-
gend in der Kleinstserien- oder Proto-
typenherstellung genutzt werden. Auch 
eignen sich die heute für jedermann zu-
gänglichen 3-D-Drucker nur für sehr 
einfache Gegenstände. Gleichwohl wird 
additiven Fertigungsverfahren ein sehr 
hohes Potenzial zugeschrieben, etwa 
wenn die Herstellung funktionaler und 
belastbarer Objekte mit anspruchsvoller 
Oberflächengestaltung und/oder inne-
rer Struktur (etwa die Integration von 
einfachen Schaltkreisen auf Basis von 
Polymerelektronik) gelingt. Der For-
schungsaufwand hierzu ist allerdings 
noch sehr hoch.

Die Weiterentwicklung der Technologie 
wirft eine Reihe sozioökonomischer und 
rechtlicher Fragen auf. Zum einen las-
sen sich mithilfe additiver Fertigungs-
verfahren auf individuelle Bedürfnisse 
zugeschnittene Produkte einfach und 
schnell (im Vergleich zum herkömmli-
chen Formenbau) herstellen, wodurch 
sie in direkte Konkurrenz zur klassi-
schen Produktion und zum traditio-
nellen Handwerk treten können. Zum 
anderen könnte die zunehmende Ver-
breitung dieser Technologie auch bei 
Privatnutzern die Fertigung einer Viel-
zahl von Produkten von klassischen Fer-
tigungsbetrieben in den privaten Bereich 
verlagern. Weil digitale Baupläne ein-

fach zu kopieren, zu manipulieren und 
über das Internet zu verbreiten sind, stel-
len sich hier fundamentale Fragen des 
Urheber- und Haftungsrechts. Auch 
wenn die Vision, dass digitale Bauplä-
ne das materiell gefertigte Produkt als 
Handelsware ganz ablösen, noch in den 
Bereich der Utopien gehört, sind von 
der Weiterentwicklung additiver Ferti-
gungsverfahren vielfältige und z. T. mas-
sive Auswirkungen auf die traditionellen 
Produktions- und Wertschöpfungsket-
ten zu erwarten.

In der Diskussion stehen additive Fer-
tigungsverfahren aber auch deshalb, 
weil sie Sicherheitsbedenken und Fra-
gen der Proliferation aufwerfen. Erste 
eingeschränkt funktionsfähige, im We-
sentlichen aus Kunststoff bestehende 
Handfeuerwaffen wurden bereits her-
gestellt – für Metalldetektoren wären 
sie nicht erkennbar. Im militärischen 
Bereich erforschen vor allem die Streit-
kräfte der USA Anwendungsmöglich-
keiten, etwa um ggf. unabhängig vom 
Materialnachschub schnell Ersatzteile 
herstellen zu können. Auch die Bundes-
wehr sammelt praktische und theoreti-
sche Erfahrungen mit additiven Ferti-
gungsverfahren, beispielsweise bei der 
Herstellung von Großkaliberrohrwaf-
fen oder in Bezug auf mögliche Aus-
wirkungen der Technologie auf militä-
rische Abläufe.

Ziel des TA-Projekts ist die Erschlie-
ßung der technologischen, gesellschaft-
lichen und rechtlichen Dimensionen der 
Weiterentwicklung und breiten Diffu-
sion von additiven Fertigungsverfah-
ren. Dazu sollen zunächst die relevanten 
technologischen und wissenschaftlichen 
Entwicklungen in diesem Feld systema-
tisch dargestellt und bewertet werden. 
Darauf aufbauende Abschätzungen über 
die prospektive Marktdurchdringung 
dieser Verfahren dienen dazu, mögli-
che Veränderungen von Innovations- 
und Wertschöpfungsketten und damit 
verbundene Effekte auf die davon be-
troffenen Wirtschaftssektoren abzulei-

ten. Einen weiteren Schwerpunkt sollen 
rechtliche und regulatorische Fragestel-
lungen bilden, denn die weiteren Ent-
wicklungen dürften entscheidend von 
den bestehenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen (Schutz des geistigen Ei-
gentums, Haftungsfragen) bzw. speziell 
dafür geschaffenen gesetzlichen Vorga-
ben abhängen. Schließlich soll der Blick 
auf die sicherheitsrelevanten Aspekte 
gerichtet werden, um mögliche Sicher-
heitsgefahren dieser neuen Technologi-
en zu antizipieren und Handlungs- und 
Regulierungsoptionen im Umgang mit 
ihnen zu erörtern. 

Die Projektbearbeitung erfolgt in zwei 
Teilschritten. In einem ersten Arbeits-
paket wird ein breites Horizon-Scan-
ning durchgeführt, aus dem das pros-
pektive Einsatzspektrum und konkrete 
Anwendungsfelder bzw. Nutzungsmög-
lichkeiten additiver Fertigungsverfahren 
abgeleitet sowie darauf aufbauend mög-
liche positive und negative Folgen für 
Industrie- und Gewerbesektoren iden-
tifiziert werden sollen. Die Ergebnis-
se des Horizon-Scannings dienen der 
Identifizierung von Schwerpunkten, die 
in einem zweiten Arbeitspaket vertieft 
behandelt werden. Ein bereits jetzt er-
kennbarer thematischer Untersuchungs-
schwerpunkt sind sicherheitspolitische 
Fragestellungen im Kontext von krimi-
nell/terroristisch intendierten bzw. mi-
litärischen Nutzungsmöglichkeiten von 
»gedruckten« Objekten. 

DIE NÄCHSTE INDUSTRIELLE REVOLUTION? 
3-D-DRUCK AUF DEM PRÜFSTAND

Additive Fertigungsverfahren 
(3-D-Druck) 
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